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27 . 07 . 76 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Narjes, Dr. Marx, Dr. Müller-Hermann, Dr. Kunz (Weiden), Ey 
und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Verletzung des EWG-Vertrages durch die Bundesrepublik 


Aufgrund einer Vereinbarung während der sogenannten Gipfel- 
konferenz in Rambouillet haben Frankreich, Großbritannien, 
Italien und die Bundesrepublik Deutschland gemeinsam mit den 
USA und Japan ohne Mitwirkung der zuständigen EG-Organe 
Richtlinien für Exportkreditbedingungen vereinbart. Dieses Ver- 
fahren verstößt gegen Artikel 113 EWG-Vertrag, wonach nach 
Ablauf der Übergangszeit die gemeinsame Handelspolitik nach 
einheitlichen Grundsätzen gestaltet wird, u. a. insbesondere 
auch die Ausfuhrpolitik. Der Europäische Gerichtshof hat in 
einem besonderen Gutachten 1975 diese ausschließliche Gemein- 
schaftszuständigkeit ausdrücklich bestätigt. Das Verhalten der 
Bundesregierung und ihrer europäischen Partner von Ram- 
bouillet kann deshalb nur als eine vorsätzliche Mißachtung der 
Europäischen Gemeinschaft und ihrer Verfassung gedeutet wer- 
den, der, weil sie von den größeren Mitgliedern verabredet 
worden ist, eine erhebliche politische Tragweite zugemessen 
werden muß. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Trifft es zu, daß die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaft inzwischen ein Vertragsverletzungsverfahren gemäß 
Artikel 169 EWG-Vertrag u. a. gegen die Bundesrepublik 
Deutschland wegen Verletzung des die ausschließliche Ge- 
meinschaftszuständigkeit für Exportkreditbedingungen be- 
gründenden Artikels 13 EWG-Vertrag eingeleitet hat? 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß unbeschadet des kla- 
ren Wortlauts des EWG-Vertrages auch ein Guta(±Lten des 
Europäischen Gerichtshofes aus dem Jahre 1975 die aus- 
schließliche Gemeinschaftszuständigkeit für Exportkredit- 
angelegenheiten festgestellt hat? 

3. Wie kann die Bundesregierung es rechtfertigen, daß sie 
durch ihre Mitwirkung an der erwähnten Exportkreditver- 
einbarung absichtlich gegen unzweideutiges Gemeinschafts- 
recht verstoßen hat? 

4. Wie kann die Bundesregierung ihren groben Verstoß gegen 
das Gemeinschaftsrecht mit ihrer Verpflichtung zur Vertrags- 
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treue und mit ihren wiederholten, teilweise in feierlicher 
Form abgegebenen Erklärungen vereinbaren, wonach sie die 
Europäische Gemeinschaft festigen und fortentwickeln wolle 
und als Grundlage der Einigung Europas betrachte? 
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Dr. Narjes 
Dr. Marx 

Dr. Müller-Hermann 
Dr. Kunz (Weiden) 

Ey 

Bewerunge 

Dr. Dr. h. c. Birrenbach 

Bremer 

Bremm 

Eigen 

Freiherr von Fircks 

Dr. Früh 

Dr. Hammans 

Höcherl 

Kiechle 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 

Freiherr von Kühlmann-Stumm 

Lüdeer 

Dr. Luda 

Milz 

Rainer 

Dr. Ritgen 

Sauter (Epfendorf) 

Schröder (Wilhelminenhof) 

Sick 
Solke 
Dr. Sprung 
Susset 

Carstens, Stücklen und Fraktion 


2 



